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Der Bundesminister der Justiz 

- 3432 II - 10 688/64 - Bonn, den 4. Mai 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr. : Entschädigung bei Schiösunfällen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wup- 
pertal), Bading, Margulies und Genossen 
— Drucksache IV/ 2 164 - 


Die Kleine Anfrage betreffend Entschädigung bei Schiffsun- 
fällen beantworte idi wie folgt: 

Zu 1. a) 

Die Bundesregierung hat keine genaue Kenntnis darüber, ob 
und in welcher Höhe die griechische Reederei der ,,Lakonia" 
den bei dem Untergang des Schiffs geschädigten Personen 
bereits Schadenersatz geleistet hat. Nach Auskunft der Ree- 
derei ist etwa ein Drittel der erhobenen Ansprüche bereits 
vergleichsweise erledigt worden. 

Zu 1. b) 

Der Bundesregierung ist der Wortlaut der vertraglichen Ver- 
einbarungen, die zwischen der griechischen Reederei der ,,La- 
konia'" und den Reisenden gelegentlich der von Genua, Le 
Havre und Southampton ausgehenden Kreuzfahrt getroffen 
worden sind, nicht bekannt. Die Verträge enthalten nach Aus- 
kunft der Reederei Freizeichnungsklauseln, die im wesentli- 
chen den in der Frage 1 c) wiedergegebenen Inhalt haben; 
hinsichtlich der Freizeichnung für ,, Seeuntüchtigkeit, wann im- 
mer auch auftretend'' setzen sie jedoch voraus, daß ,,der Be- 
förderer die notwendige Sorgfalt angewendet hat, um das 
Schiff vor dem Auslaufen seetüchtig zu madien". Die Reederei 
weist darauf hin, daß sie die Reisenden auf den Haftungs- 
ausschluß und die Zweckmäßigkeit einer Versicherung aus- 
drücklich aufmerksam gemacht habe. 
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Zu 1. c) 

Es trifft zu, daß bei Beförderungsverträgeii im Seeverkehr 
der Beförderer sich von der Haftung für Körper- und Sach- 
schäden der Reisenden weitgehend freizeichnet. Die Vertrags- 
klauseln haben unterschiedlichen Wortlaut. Der in der Anfrage 
wiedergegebene Wortlaut erscheint nicht außergewöhnlidi ; 
die Freizeichnung von der Haftung für Seeuntüclitigkeit dürfte 
allerdings in der Regel in der zu 1. b) dargelegten Weise 
eingesdiränkt sein. 

Zu 1. d) 

Nach deutschem Redit haftet der Beförderer grundsätzlidi für 
alle Schäden der Reisenden, die diesen während der Beför- 
derung durch sein oder seiner Leute Verschulden entstehen. 
Da die Haftung jedoch nicht auf zwingenden Rechtsvorschrif- 
ten beruht, können die Vertragsparteien bei Abschluß des 
Beförderungs Vertrags abweichende Vereinbarungen treffen. 
Solche Vereinbarungen Enden ihre Grenze lediglich in den 
allgemeinen Vorschriften des bürgerlichen Recfits, Danach sind 
vertragliche Freizeichnungen nictitig, soweit sie den Beförderer 
von der Haftung für eigenen Vorsatz freisteilen oder soweit 
sie gegen die guten Sitten verstoßen. Die deutsche Recht- 
sprechung hat hieraus insbesondere hergeieitet, daß die Frei- 
zeichnung von versdiuldeter anfänglicher Seeuntüchtigkeit des 
Sciiiffs unzulässig ist. 

In den meisten Auslandsrechten dürfte die Freizeichnung in 
einem im wesentlichen gleichen Umfang zulässig sein. Eine 
zwingende Mindesthaftung des Beförderers ist dagegen in den 
USA, in Italien und in den Niederlanden gesetzlich vorge- 
schrieben. 

Auf der XI. Diplomatischen Seerechtskonferenz in Brüssel wurde 
am 29. April 1961 das Internationale Übereinkommen zur Ver- 
einheitlichung von Regeln über die Beförderung von Reisen- 
den auf See verabschiedet. Die bevollmächtigten Vertreter der 
Bundesrepublik Deutschland haben dieses Übereinkommen (ad 
referendum) gezeidinet. Das Übereinkommen ist bisher noch 
nicht in Kraft getreten. Es sieht bei internationalen Beförde- 
rungen für Personenschäden, die den Reisenden durch sein 
oder seiner Leute Verschulden entstehen, eine unabdingbare 
Haftung des Beförderers vor. Die zwingende Haftung des Be- 
förderers ist auf einen Betrag von 250 000 Poincare-Francs 
(zur Zeit 66 335 DM) für jeden Reisenden besdiränkt; die Ver- 
tragsstaaten können einen höheren Betrag dieser Mindesthaf- 
tung vorsehen. 

Das Übereinkommen vom 29. April 1961 enthält keine Rege- 
lung über die Haftung des Beförderers für Reisegepäck; insoweit 
fehlt bisher ein internationales Übereinkommen. 
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Zu 2. 

Die geltenden deutsdien Rechtsvorschriften gewähren dem Rei- 
senden einen hinreichenden Sdiutz, sofern er sidi nicht auf 
abweichende vertragliche Vereinbarungen einläßt. Ist der Be- 
förderer zürn Abschluß eines Beförderungsvertrags ohne Frei- 
zeichnungsklausel nidit bereit, so bleibt es dem Reisenden 
überlassen, sich gegen Unfall zu versichern; auf die Zweck- 
mäßigkeit einer solchen Versicherung wird von den Reede- 
reien häufig hingewiesen. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß aus der gegenwärtigen 
Rechtslage Gefahren namentlich für dei^ unerfahrenen Reisen- 
den erwachsen. Die Bundesregierung hält das geltende deutsdie 
Recht für reformbedürftig. 

Zu 3. 

Eine Neuregelung des Seebeförderungsvertrags, insbesondere^ 
die Einführung einer unabdingbaren Mindesthaftung des Be- 
förderers, wird seit längerer Zeit erwogen. Die Bundesregierung 
ist jedoch nach sorgfältiger Prüfung, namentlich auch nach 
Anhörung von Sachverständigen, zu der Auffassung gelangt, 
daß eine Versdiärfung der Haftung allein im innerstaatlichen 
Recht weder ausreichend noch zweckmäßig wäre. Die Einfüh- 
rung einerzwingenden Haftung des Beförderers im deutschen 
Recht könnte die deutschen Reisenden nur in sehr beschränktem 
Umfang schützen, da das deutsche Seebeförderungsrecht im 
allgemeinen nur auf Beförderungen mit Schiffen deutscher Flagge 
anzuwendeu ist; sie würde andererseits den deutsciien Passagier- 
schiffsreedern erhebliche Wettbewerbsnachteile bringen, solange 
deren bedeutsame Konkurrenten sich weiterhin wirksam von 
der Haftung freizeichnen können. 

Die Bundesregierung hält es aus diesen Gründen und aus all- 
gemeinen rechtspolltischen Erwägungen für zweckmäßig, die 
internationale Rechtsvereinhcitlichuiig auf dem Gebiet des See- 
beförderungsrechts abzuwarten. Die Bestrebungen hierzu hatten 
bereits im Jahre 1955 in einem Entwurf des Comite Maritime 
International zur Vereinheitlichung der Haftung des Seebeför- 
derers für Personen- und Sachschäden ein Stadium erreichit, das 
eine rasche Verwirklichung der internationalen Rechtsverein- 
heitlidiung erwarten ließ. Das Vorhaben erwies sich dann 
allerdings als schwieriger und zeitraubender als zunächst ange- 
nommen wurde. Auf der X. Diplomatischen Seerechtskonferenz 
in Brüssel im Jahre 1957 gelang es nicht, ein Übereinkommen 
fertigzustellen. Im Jahre 1961 wurde das bereits erwähnte 
Übereinkommen zur Zeichnung aufgelegt; es ist jedoch — ab- 
weichend von dem Entwurf des Comite Maritime International 
von 1955 und entgegen den Anträgen der Bundesregierung 
— auf die Haftung für Personenschäden besdirankt. Infolge 
dieser Beschränkung ergab sidi bereits unmittelbar nach Ab- 
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Schluß der Konferenz von 1961 die Notwendigkeit, ein selb- 
ständiges, ergänzendes Übereinkommen über die Gepäckhaftung 
auszuarbeiten, das nunmehr vom Comite Maritime Inter- 
national verabschiedet worden ist und das auf der nächsten 
Brüsseler Seerechtskonferenz behandelt werden soll. 

Die Bundesregierung hat bisher davon abgesehen, den gesetz- 
gebenden Körpersdiaften den Entwurf eines Zustimmungsge- 
setzes zu dem Übereinkommen von 1961 vorzulegen. Maß- 
gebend für diesen Entschluß war in erster Linie, daß sie eine 
Ratifikation dieses Übereinkommens erst dann für angebracht 
hält, wenn es auch von anderen Staaten mit bedeutender 
Passagiersdiiffahrt ratifiziert wird. Andernfalls bestände die 
Gefahr von Wettbewerbsnachteilen für die deutsche Schiff- 
fahrt. Ferner erscheint es wünschenswert, die Verabschiedung 
des Gepäckhaftungsabkommens abzuwarten. Es dürfte sich emp- 
fehlen, die notwendigen Änderungen des deutschen Rechts 
für Personen- und Sachschäden der Reisenden zusammen vor- 
zunehmen. 

Die Ratifikation des Übereinkommens von 1961 würde zur 
Folge haben, daß die in diesem Übereinkommen festgelegte 
unabdingbare Mindesthaftung des Beförderers für alle inter- 
nationalen Seebeförderungen gilt, sofern das Sdiiff die deutsche 
Flagge oder die Flagge eines anderen Vertragsstaats führt 
oder sofern nach dem Beförderungsvertrag der Abgangsort 
oder der Bestimmungsort in der Bundesrepublik Deutsdiland 
oder in einem anderen Vertragsstaat liegt. In dem Entwurf 
eines Übereinkommens über die Gepäckhaftung ist derselbe 
Geltungsbereich vorgesehen. 


In Vertretung 

Bülow 
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